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Die Zeitung der Anlaufstelle für Sans-Papiers und der Union der ArbeiterInnen ohne geregelten Aufenthalt

Neben der Anlaufstelle befi nden 
sich die Räume der Anwalts-
praxis Ehrler, Gessler und Roulet. 
Das ist ein grosses Glück, denn 
deren AnwältInnen stehen uns 
von der Anlaufstelle äusserst en-
gagiert mit Rat und Tat bei. An 
dieser Stelle sei ihnen dafür herz-
lich gedankt.

Doch der Bedarf an anwaltschaftli-
cher Hilfe wird bei den immer res-
triktiveren Bestimmungen im Aus-
länderrecht zunehmend grösser. 
Die Anlaufstelle braucht, neben 
den Spenden für die politische und 
beratende Arbeit, dringend einen 
Rechtshilfefonds, um die Leistun-
gen von AnwältInnen zu bezahlen. 
So ist das Heiraten von Sans-Pa-
piers heute ohne anwaltschaftliche 
Vertretung kaum mehr möglich. 
Punkto Familiennachzug und dem 
Entzug der Aufenthaltsbewilligung 
ist die schweizerische Gerichtspra-
xis weit härter als diejenige in der Eu-
ropäischen Union. Familien werden 
hier unverhältnismässig auseinan-
dergerissen. Und LaienvertreterIn-

Die Union der ArbeiterInnen ohne geregelten Aufenthalt an der Grossdemo am 1. Oktober 2011 in Bern

nen sind im Strafrecht seit neustem 
in Basel nicht mehr zugelassen 
(siehe den Atrikel „In den Niederun-
gen des Rechts“ in dieser Zeitung).

Für die Kosten der politischen Ar-
beit und rechtlichen Beratung hängt 
die Anlaufstelle ausschliesslich von 
Privatspenden ab. Das heisst, sie 
ist für ihre Beratungsarbeit auf einen 
kontinuierlichen Spendenfl uss an-
gewiesen. Im Jahr 2011 haben wir 
bis Ende September nur knapp Fr. 
26‘000.00 Spenden erhalten. Dies 
bedeutet einen grossen Rückgang 

Wir brauchen Spenden und einen Rechtshilfefonds
der Spenden im Vergleich zum Vor-
jahr. Die Politische Arbeit ist das 
Herzstück der Anlaufstelle und wir 
nehmen diesen Auftrag sehr ernst, 
wie Sie dem Artikel „Ein bewegter 
Herbst“ entnehmen können.

Zusätzlich sammelt die Anlaufstel-
le für einen Rechtshilfefonds und 
braucht hierzu eine Extraunter-
stützung. Wir wären für eine Ext-
ra-Zuwendung mit dem Vermerk 
„Rechtshilfefonds“ ausserordent-
lich dankbar.

Anni Lanz

Spendenbarometer Januar bis September 2011
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Wer eine Rekursfrist verpasst, 
unterwirft sich unumstösslich 
einer rechtlichen Massnahme, 
auch wenn sie höchst ungerecht 
ist und verheerende Folgen hat 
– beispielsweise bei einem  Ent-
zug von einer Aufenthaltsbewil-
ligung, einer Gesuchsabweisung 
oder bei Strafbefehlen. In aus-
länderrechtlichen Belangen wird 
den Sans-Papiers fast immer 
die staatlich bezahlte Rechts-
vertretung verweigert, obwohl 
sie in der Regel völlig mittellos 
sind. Hinzu kommen hohe Kos-
tenvorschüsse. Niederschwel-
lige Rechtshilfe ist daher sehr 
wichtig. 

Diese ist aber wegen Verfahrens-
kosten meistens sehr kostspie-
lig. Um Anwaltskosten zu sparen, 
übernehmen wir oft das Mandat 
als LaienvertreterInnen. Damit soll 
nun Schluss sein – zumindest was 
die Strafverfahren betrifft. Im Mai 
dieses Jahres teilte das Strafge-
richt Basel-Stadt Anni Lanz mit, 
dass gemäss Art. 127 Abs. 5 der 
neuen Strafprozessordnung be-
schuldigte Personen nur noch 
von professionellen AnwältInnen 
vertreten werden können, unab-
hängig davon, ob die Verteidigung 
von Laien-RechtsvertreterInnen 
unentgeltlich erfolgt. Das Appel-
lationsgericht bestätigte diesen 
Bescheid. 

Im nachfolgenden Interview 
nimmt der renommierte Rechts-
anwalt Dr. Stefan Suter zu den 
speziell die Sans-Papiers betref-
fenden Verfahren Stellung. Der 
in vielen aufsehenerregenden 
Prozessen erfolgreiche Anwalt 
vertritt auch immer wieder Unter-
stützerInnen von Sans-Papiers 
oder mittellose Sans-Papiers 
selbst ohne Aussicht auf ein Ho-
norar. Suter erhielt vom Papst für 
sein Hilfsprojekt in Madagaskar 
den Gregorius-Orden, die höchs-
te Auszeichnung, die der Papst 
einem Laien zukommen lässt.

Weshalb vertreten Sie mittel-
lose Personen ohne regulä-
ren Aufenthalt (Sans-Papiers) 
in Zwangsmassnahmen- und 
Strafverfahren? Welches ist 
Ihre Motivation?
Ich lehne die Ausschaffungs- 
und noch viel mehr die Durch-
setzungshaft ab. In Gefängnisse 
gehören Kriminelle. Wenn man 
Menschen einsperrt, die gar 
keine Straftaten begangen ha-
ben, so wird in diesem Bereich 
der humane Rechtsstaat auf-
gelöst. Die Ausschaffungshäft-
linge befinden sich am allerun-
tersten Rand der Gesellschaft. 
Es gilt die Verpflichtung, sich 
gerade auch für die Schwachen 
einzusetzen.

Wenn dann zusätzlich Leute be-
straft werden, weil sie hier blei-
ben und nirgends anders hin-
gehen können, so schlägt dies 
dem Fass den Boden heraus. 
Da sollte eigentlich jedermann 
motiviert sein, gegen solche 
Ungerechtigkeiten anzugehen. 

Wird Ihnen bei der Rechts-
vertretung von mittellosen 
Sans-Papiers die unentgelt-
liche Prozessführung häufig 
verweigert?

Die Verweigerung der amtli-
chen Verteidigung kommt im-
mer wieder vor. Gerade deswe-
gen müsste man entgegen der 
neuen Praxis auch spezialisier-
te Nichtjuristen, – wie Frau Dr. 
h.c. A. Lanz, – zur Vertretung 
zulassen. Die Problematik be-
steht darin, dass die gesetzli-
chen Voraussetzungen sowohl 
der notwendigen, als auch der 
amtlichen Verteidigung formali-
siert wurden. Die Voraussetzung 
für die notwendige Verteidigung 
ist eine Untersuchungshaft von 
mehr als 10 Tagen oder eine 
Freiheitsstrafe von mehr als ei-
nem Jahr. Aber natürlich stellt 
auch bereits eine unbedingte 
Strafe bis zu 12 Monaten ein 
sehr schwerwiegender Eingriff 
in die Grundrechte dar. In die-
sem Fall kann nur noch versucht 
werden, über die Unfähigkeit die 
Verfahrensinteressen zu wahren, 
eine notwendige und damit amt-
liche Verteidigung zu erreichen. 
Regelmässig wird man sich mit 
dem Einwand der Justizbehör-
den auseinandersetzen müssen, 
dass der rechtliche Sachverhalt 
relativ einfach sei, weil der Aus-
länder wisse, dass er sich hier 
nicht aufhalten dürfe. Dies führt 
zur letztlich absurden Situation, 

Heiratstheater am 26. Oktober 2011 in Basel

In den Niederungen 
des Rechts
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Ein bewegter Herbst
Nationale Demo und Petition
Am Samstag 1. Oktober 2011 
fuhren rund hundert Personen 
- Sans-Papiers und Unterstüt-
zerInnen - mit zwei von der An-
laufstelle organisierten Cars an 
die gesamtschweizerische Sans-
Papiers-Grossdemo nach Bern. 
Es war eine laute und farbige 
Demo bei strahlendem Wetter. 
Die Union der ArbeiterInnen ohne 
geregelten Aufenthalt protestierte 
mit dem frisch gemalten Transpa-
rent am Anfang des Demozuges. 
Insgesamt nahmen etwa 5000 
Menschen teil und forderten eine 
Abkehr von der heuchlerischen 
Politik im Umgang mit Sans-Pa-
piers. 

„Schluss mit der Heuchelei“ ist 
auch die Hauptforderung der von 
knapp 20‘000 Personen unter-
zeichneten gleichnamigen Petiti-
on, die Mitte Oktober übergeben 
wurde. Sie enthält weitere kon-
krete Forderungen an Bundesrat 
und Parlament, so beispielsweise 
den sofortigen Stopp sämtlicher 
Zwangsausschaffungen und die 
Schaffung funktionierender Rah-
menbedingungen zur Regularisie-
rung illegalisierter Menschen. 

dass der Ausländer, der des il-
legalen Aufenthalts bezichtigt 
wird, vor Gericht keinen Vertei-
diger erhält. Hat er aber gleich-
zeitig noch eine Tat begangen, 
die die konkrete Strafdauer über 
ein Jahr erhöht, so hätte er das 
verbriefte Recht auf einen vom 
Staat bezahlten Anwalt.

Was sollte Ihrer Meinung in der 
Rechtspraxis verbessert wer-
den, damit mittellose Sans-
Papiers ihre Verfahrensrechte 
wahrnehmen könnten?
Es geht m.E. nicht nur um einige 
Details in den Verfahrensrech-
ten. Die ganze Ausschaffungs-
haft basiert auf ungesunden 
Säulen. Jemanden einzusper-
ren – und dazu noch so lange – 
der nichts verbrochen hat, das 
kann ich nicht akzeptieren. Die 
ganzen Gesetzesbestimmungen 
zu dieser Ausschaffungs- und 
Durchsetzungshaft sind wirklich 
unerträglich, weil sie praktisch 
keinen Ermessensspielraum im 
Einzelfall mehr zulassen. Auch 
die jeweils hierzu ergehenden 
Gerichtsurteile dienen mehr 
dem Schein als dem Rechts-
staat. Oft steht das Ergebnis 
schon von vornherein fest und 
die Urteile werden im Bausatz-
system zusammengestellt. Ein 
Jus-Student im 1. Semester 
mag beeindruckt sein. Wer in-
dessen verschiedene Urteile 
gelesen hat, stellt fest, dass in 
ihnen immer etwa das Gleiche 
steht. 

Ich befasse mich als Anwalt fast 
mit sämtlichen Rechtsgebieten 
und habe auch nicht vor, das 
Ausländerrecht noch stärker in 
meine Praxis einzubeziehen. 
Allerdings sollte man sich ge-
legentlich auch mit den Niede-
rungen des Rechts befassen, 
um diese Facetten zu kennen 
und auch zu wissen, wo wirk-
lich Handlungsbedarf zur Wie-
derherstellung eines humanen 
Rechts besteht. Ausschaffungs-
haft ist menschenunwürdig.

Interview: Anni Lanz

Entgegen dem mehrmaligen 
Aufruf des Europarates hat die 
Schweiz eine kollektive Regula-
risierung von Sans-Papiers seit 
Jahren immer wieder abgelehnt. 
Stattdessen hat sie die individuel-
le Härtefallregelung eingeführt. In-
dividuelle Regularisierungen sind 
mit der aktuellen Rechtsprech-
nung jedoch praktisch unmöglich. 
Dies zeigt aktuell auch der Fall von 
Mustafa Renkliöz: Er lebte und ar-
beitete 10 Jahre in der Schweiz 
und über 700 Personen haben in 
einer Petition sein Bleiberecht ver-
langt. Trotzdem wurde ihm dieses 
verwehrt. Er wurde kürzlich in die 
Türkei weggewiesen.

Aktion im Spiegelhof
Neue Gesetze, Strafbestimmun-
gen und -verschärfungen wegen 
illegalem Aufenthalt, der unabläs-
sige Versuch von Politikern, die 
eh schon prekären Grundrechte 
der Sans-Papiers auf Gesundheit 
und Bildung abzuschaffen sowie 
das seit 1. Januar 2011 gelten-
de Heiratsverbot verschlech-
terten die Lebensbedingungen 
der Sans-Papiers in den letzten 
Jahren fortlaufend. Um auf die-
se Missstände aufmerksam zu  

Wir wollen heiraten - Dürfen aber nicht
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Banquet Républicain in der Antoniuskirche am 8. November 2011

machen versammelte sich am 
Mittwoch, 26. Oktober eine fröh-
liche Hochzeitsgesellschaft vor 
dem Rathaus in Basel und zog 
nach dem offiziellen Fototer-
min weiter zum Spiegelhof. Dort 
wurden die drei ehewilligen Paa-
re von der Fremdenpolizei einer 
Scheineheprüfung unterzogen. 
Gelang es den Paaren nicht, die 
teils höchst persönlichen Fragen 
zu Beziehung und Privatleben zur 
vollsten Zufriedenheit der Frem-
denpolizei zu beantworten oder 
wenn die Fremdenpolizistin ganz 
einfach „kein gutes Gefühl“ hatte, 
wurden die jeweiligen PartnerIn-
nen ohne geregelten Aufenthalt 
aufgefordert, die Schweiz sofort 
zu verlassen.

Mit dieser theatralische Aktion im 
Spiegelhof wollten wir an einem 
symbolischen Ort den willkürli-
chen Umgang der Behörden mit 
Sans-Papiers thematisieren und 
darauf aufmerksam machen, dass 
in der Schweiz lebenden Men-

schen verfassungsmässig garan-
tierte Grundrechte verwehrt wer-
den. Leider haben uns die Medien 
komplett ignoriert. Auch das sagt 
etwas aus. Wir hatten trotzdem 
eine Menge Spass bei dieser Ak-
tion, und in der alltäglichen Arbeit 
kämpfen wir weiter dafür, dass die 
Grundrechte der Sans-Papiers re-
spektiert werden. 

Banquet Républicain
Am 8. November 2011 luden wir 
zum Banquet Républicain in die 
Antoniuskirche ein. Rund 150 
Personen, davon viele Sans-
Papiers und UnterstützerInnen 
der ersten Stunde, feierten das 
zehnjährige Jubiläum der Sans-
Papiers-Bewegung Basel. Charo, 
ehemalige Sans-Papiers, die mit 
ihrem Mann das Restaurant „Don 
Quijote de Bolivia“ an der Hegen-
heimerstrasse 14 in Basel führt, 
sorgte für köstliches Essen. Es 
war ein grossartiges Fest mit vie-

len schönen Begegnungen und 
anregenden Gesprächen, das uns 
zum Weitermachen motiviert.

Aktionen und Anlässe wie die 
Grossdemo in Bern, das Heirats-
theater im Spiegelhof oder das 
Banquet Républicain sind wichti-
ge Bestandteile unserer Arbeit. Es 
sind gemeinsame Erlebnisse für 
Sans-Papiers, ihre UnterstützerIn-
nen und das Team der Anlaufstel-
le, die nicht nur Freude machen, 
sondern auch verbinden und mo-
tivieren. Da der Arbeitsalltag bei 
der Anlaufstelle manchmal auch 
zermürbend ist, sind diese Mo-
mente besonders wertvoll und 
wichtig. Ein grosses Dankeschön 
an dieser Stelle an alle, die mit ih-
rer tatkräftigen Unterstützung und 
Teilnahme dazu beitragen!

Nora Niederer

Die Fremdenpolizei entscheidet über 
Heiratsbewilligungen


